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_
Beklagte und Revisionsbeklagte‚

hat der 2° Sénat des Bundeesozialgerichte auf die

mündliche Verhandlung vom 22° Januar 1957

für Recht erkannt:

Das Urtei des Landessozialgerichte Celle vom

30° September 1955 wird aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wiesen°

Von Rechts wegen°
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Der Kläger bezog für die Folgen des Arbeitsunfslls vom 16° De-

zember 1947 eine Dauerrente in Höhe von 30 v.H° der Vollrenteo

Äuf Grund eines Gutachtens der Universitätsklinik für Ohrenw,.
Nasen— und Helskrenkheiten in Göttingen vom 28° November 1952

entzog die Beklagte durch Bescheid vom 29° Dezember 1952 diese

Dauerrente mit Wirkung von Ende Januar 1955 mit der Begründung‚

nach dem erwähnten ärztlichen Gutachten sei eine derart wesent—

liche Besserung eingetreten, dsß die Minderung der Erwerbsfähig—

keit nur noch 10 v.H. betrnge° Die Berufung des Klägers gegen

diesen Bescheid ist vom Oberversicherungsemt Hannover durch Ur-

teil vom
13; Mai 1953 als unbegründet zurückgewiesen werdeno

Gegen das Urteil des Oberversicherungsemts hat der Kläger (weiw

tere) Berufung zum Oberverwaltungsgericht in Lüneburg eingelegte

Von dort ist die Sache nach dem Inkrafttreten des ngielgerichts—

gesetzes (SOG) auf des Landessozialgericht Celle übergegengeno
Dieses het durch Urteil vom 30° September 1955 die Berufung des

Klägers gegen das Urteil des Oberversichcrungsemts als unzuläsm

sig verworfen° Das Landessozielgericht steht auf dem Standpunkt?

daß auf die Gerichte der Sozielgerichtsbarkeit mit dem Inkraftn

'treten des Sozialgerichtsgesetzes nur solche Rechtsmittel als zum

lässig übergegengen seien, die nach dem alten Verfahrensrecht

zulässig waren. Es i„t der Auffassung, daß im vorliegenden Falle

nach dem Verfahrensrecht der Reichsversichérungsordnung (EVO)

der Rekurs durch 5 1700 Nr° 8 EVO ausgeschlossen gewesen sei„

Das Landessozielgericht hat die Revision zugelassena

Gegen das Urteil des Landessczielgerichts, das am 15° Oktober

-1955 zugestellt werden ist, hat der Kläger mit Schriftsatz seines

Prozeßbevollmächtigten vom 270 Oktober 1955 (beim Bundessoziel«=
gericht eingegangen am 2° November 1955) Revision eingelegt„ Er

beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des Oberversicherungs—
amts Hannover vom 130 Mai 1953 sowie des angefoche
tenen Urteils vom 500 September 1955 des Landessou
zielgerichts Celle die Sache an das Landessozialge—
richt zurückzuverweisen°
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Der Kläger ist der AuffaSsung„daß es für die Zulässigkeit

der Berufung in den nach 5 215 Abs° 8 SGG auf die Landessc—

zialgerichte übergegangenen Sachen ohne Bedeutung sei, ob

gegen das angefochtene Urteil des Oberversicherungsemts 1a?

der Rekurs nach den Vorschriften der RVG zulässig war°

Die Beklagte beantragt,

die Sache unter Aufhebung des angefochtenen
Urteils an die Vorinstanz zurückzuverweisen„

Die Revision ist zugelassen(é 162 Abs„ 1 Nr° 1 SGG)° Sie

ist in der gesetzlichen Form und Frist eingelegt und be-

gründet worden (5 164 SGG)°

Die Revision ist auch begründet„

Beim Inkrafttreten des SGG war die Sache noch beim Oberver—

waltungsgericht Lüneburg, einem allgemeinen Verwaltungsgea
richt des zweiten Rechtszuges, rechtshängig; da es sich

zweifellos um eine Angelegenheit des 5 51 SGGhandelt, ist
sie infolgedessen nach 5 215 Abso 8 SGG als Berufung auf das
Landessozielgevicht übergegengen, ohne daß es darauf an»
kommt, ob der Rechtsweg zum Oberverwaltungsgericht statt—

haft war (vaio BSG, 1 s" 82, insbes‚ 5° 88 und BSG, in SozR;
see 5 215 Bl, Da 6 Nr, 25)„

'Für die Statthaftigkeit der Berufung ist es —
entgegen der

von der Revision mit Recht gerügten Auffassung des Landes—

sozialgerichts — bedeutungslos, daß nach dem Verfehrensreöht

der Reichsversicherungsordnung (@ 1700 Nr° 8 RVG) der Rekurs

gegen das Urteil des Oberversicherungsamts Hannover ausge—
schlossen war„ Die Anfechtung der vor dem Inkrafttreten des

SGG ergangenen Urteile der Oberversicherungsämter außerhalb

des Landes Bayern und des ehemaligen Landes ■ürttemberg—Beden

und die weiterverfolgung der gegen solche Urteile nach dem
Verfahrensrecht der RVG eingelegten Rechtsmittel sind vom
Gesetzgeber nur unter den einschränkenden Voraussetzungen

&
des 9 214 SGG zugelassen wordeno Wie aus den 2° Halbsätzen

der Absätze 7 bis 9 des % 215 SGGhervorgeht, hat der Ge—
setzgeber jedoch die Überleitung der Fälle, in denen vor dem
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Inkrafttreten des SGG durch Anrufung der Verwaltungsgerichte
ein neuer Rechtszug eröffnet werden war,

nicht in gleicher Weise
beschränktgr Dieser Regelung liegt die Erwägung zu Grunde, daß

in diesen Fällen ein gleichwertiger Rechtszug eröffnet und damit

eine Verschlechterung gegenüber der bisherigen Rechtslage ver—
mieden werden sollte" Deshalb richtet sich die Zulässigkeit der
Berufung im Falle des 9 215 Abs° 8 SGG nur nach den Vorschriften

der 55 143 his 150 SGG(vgl„ das zu einem Fall des @215.Ahso7

SGG ergangene Urteil des BSG° in BSG„ 1 so 283; vgl° auch BSG„ 1

so 82 3317, 239 [im], 2 s. 225 ‚_‘äzg7,SozR„ see 5 215 Blu Da 6
Nr, 23), '

Hiernach ist im vorliegenden Falle die Berufung nicht ausge—
schlossen° Es handelt sich zwar um eine Neufestsetzung einer

Dauerrente wegen Änderung der Verhältnisse, jedoch hängt es von

der Entscheidung ab, ob überhaupt eine Rente zu
gewähren ist

(vgl„ 5 145Nm 4 see)° » ’

Die Berufung ist auch form— und fristgerecht eingelegt(} Hierfür

ist das zur Zeit der Einlegung des Rechtsmittels geltende Ver— —
fahrensrecht maßgebend (vgl.° BSG, 1 So 233 und BSG, in SozRo

see 5 215 Bl, DaßNr„ 23)0

Die von der Beklagten in dieser Beziehung vorgebrachten Beden—

ken sind unbegründet„ Das Urteil ist zwar der Beklagten schon

am 27, Mai 1953 angegangen, dem Kläger ist es jedoch, wie sich

aus der Postzustellungsurkunde Bl, 59 der Akten des Landessc—

zielgerichts ergibt, erst am 17, Juni 1953 zugestellt worden°
Nach 5 83 der Militärregierungsverordnung 165 über die Velen

waltungsgerichtsbarkeit in der britischen Zone war die Berufung

innerhalb eines Monats nach der Zustellung des Urteils schrii‘.‘t--=

lich (oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts—

stelle) bei dem Gericht einzulegen, dessen Entscheidung ange-

fochten wird, im vorliegenden Falle also beim Oberversicherungs—

amt Hannover° Dort ist der Schriftsatz vom 1. Juli 1953, mit

dem der Kläger die Berufung eingelegt hat, am 2° Juli 1955, also

rechtzeitig, eingegangen°

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Oberversicherungs—

amts Hannover war somit zulässig„ Das Landessozialgericht hat
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sie zu Unrecht als unzulässig verworfen° Es hätte in eine sachliche
Prüfung eintreten und eine Sachentscheidung treffen müssen°

Da eine Entscheidung in der Sache selbst durch das Bundessozialge—

riCht nicht möglich ist, mußte das Urteil des Lendessozialgerichts

aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückverwiesen werden (5 170

Abs. 2 SGG)o

Die Koetenentscheidung bleibt der abschließenden Entscheidung

vowbehaltena
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